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Gemeindeentwicklungsprogramm Vaterstetten (GEP-VAT) 
 

 

I.  Präambel 

Der Gemeinderat der Gemeinde Vaterstetten hat am 08.10.2009 beschlossen, ein Gemeindeentwicklungs-

programm (GEP) zu erarbeiten. Das GEP ist angelegt als ein strategisches Programm zur Gestaltung der 

Zukunft der Gemeinde Vaterstetten im Hinblick auf die sektoralen Themenfelder, die in der Landesplanung 

und Regionalplanung angesprochen sind und analog in den derzeit gültigen Flächennutzungsplan der Gemein-

de eingegangen sind, soweit sie hier aufgrund der speziellen Gegebenheiten Anwendung finden können.  

Das GEP ist als Vorstufe zu einer Neufassung dieses Flächennutzungsplans zu verstehen und ist als solches 

in den Aussagen abstrakter, deutlicher von Zielaussagen geprägt und daher in den einzelnen Fachgebieten 

weniger spezifisch als ein Flächennutzungsplan.  

Der aktuelle gemeindliche Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1993 erfüllt die Funktion eines auf 

Zukunftsprojektionen ruhenden Entwicklungsrahmens nicht mehr ausreichend, sondern wird laufend den 

tatsächlichen Entwicklungsprozessen und Planungsentscheidungen angepasst. Deshalb soll das GEP als 

Entwicklungsleitplan dienen. 

Das GEP beinhaltet nicht die strategische finanzpolitische Ausrichtung der Gemeinde, die in einem 

vorausgegangenen Entscheidungsprozess (Arbeitsgruppe Finanzen) bereits behandelt und vom Gemeinderat 

gebilligt wurde. Analog zur raumbezogenen Landes- und Regionalplanung unterliegt die Umsetzung des GEP 

dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit. 

II.  Planungsgrundlagen 

1.  Übergeordnete Planungsvorgaben 

Das GEP gliedert sich in die Vorgaben der übergeordneten Planungsebenen (Staat, Region) ein. Diese 

sind rechtsverbindlich, jedoch allgemein genug, dass sie den kommunalen Planungsabsichten relativ 

geringe Einschränkungen auferlegen. 

a)  Landesentwicklungsprogramm (LEP) 2006  ( Erläuterung s. Anhang 1) 

Vaterstetten/Grasbrunn ist im Großen Verdichtungsraum München als Siedlungsschwerpunkt festgelegt. 

Die Ziele und Grundsätze des LEP zu Verdichtungsräumen ( Teil A I, Abschnitt 3 ) und Siedlungsschwer-

punkten ( Teil A II, Abschnitt 2.2 )sind entsprechend anzuwenden. Verdichtungsräume sollen als Ganzes 

ă-  Leitfunktion als Wirtschaftsstandort erf¿llen, (é) 

-  Angebote des Bildungs- und Sozialwesens und der Kultur vorhalten, (é) 

-  über ein tragfähiges System von Grün- und Freiflªchen und Biotopen verf¿gen, (é) 

-  eine sozial und ökologisch verträgliche und ausgewogene Siedlungs- und Infrastruktur gewährleisten, 

(é) 

-  eine ausgeglichene Bevölkerungs- und Altersstruktur zur Auslastung der Infrastruktureinrichtungen 

anstreben, (é) 

-  Suburbanisierungstendenzen mºglichst vermeiden bzw. entschªrfen, (é) 

-  Missverhältnissen bei der Entwicklung von Bevölkerungs- und Arbeitsplatzstrukturen entgegenwirken, 

insbesondere durch bauleitplanerische MaÇnahmen und regionale Siedlungskonzepte.  (é)ò 
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b)  Regionalplan Region München (RPM) 2008  ( detaillierte Zusammenstellung s. Anhang 1) 

Innerhalb des Großen Verdichtungsraums München gehört Vaterstetten an der Grenze zum Stadt- und 

Umlandbereich zur Äußeren Verdichtungszone des Gesamtraums. Insofern gilt RPM, Teil A I, Abschnitt 

2.1.1, insbesondere sollen auch 

ă-  die zentralörtlichen Versorgungsstrukturen gestärkt, (é) 

-  Suburbanisierungstendenzen begegnet, (é) 

-  ¿berºrtlich bedeutsame Freirªume erhalten und funktionsgerecht entwickelt werden. (é)ò 

Der raumbedeutsame Fachbereich B I, Abschnitte 1 und 2 (Natur und Landschaft, Wasser) des RPM ist in 

der Neufassung des Landschaftsplans Vaterstetten berücksichtigt und geht über diesen in das GEP, 

Abschnitte III bzw. IV, ein. Gleiches gilt für den Fachbereich B II, Abschnitt 4.2. Die übrigen Teile des 

Fachbereichs B II des RPM sind ebenso wie die weiteren Fachbereiche B III ð B V des RPM in den nach-

folgenden Abschnitten des GEP zu beachten, soweit sie für das Gemeindegebiet Vaterstetten relevant sind. 

 

2.  Leitsätze des gültigen Flächennutzungsplans der Gemeinde 

Flächennutzungsplan Vaterstetten 1992/3 (S.48): 

Ziele zur Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung  

Übergeordnete Ziele  

Übergeordnetes Ziel der Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung ist die Konsolidierung und Ordnung 

des Bestands, die grundsätzlich Vorrang vor quantitativen Weiterentwicklungen haben soll. 

Bauflächenausweisungen sollen qualitativen Verbesserungsmaßnahmen sowie der Eigenbedarfsdeckung 

für die örtliche Bevölkerung dienen. Entwicklungsmaßnahmen, die zu einer überörtlich wirksamen 

Sogwirkung hinsichtlich der Bevölkerungsentwicklung führen, sollen vermieden werden. ... 

Daneben soll die bisher dominante Wohnfunktion durch die möglichst behutsame Entwicklung einer 

gewerblichen Funktion ergänzt werden, um durch Schaffung von Arbeitsplätzen eine 

Strukturverbesserung herbeizuführen. 

 

3.  Entwicklungsleitsätze der Zukunftswerkstatt der Gemeinde 

Bericht der Zukunftswerkstatt Vaterstetten 2007 (S. 82f): zum Bereich Siedlung & Gewerbe 

-  Strukturelle Konsolidierung und Verbesserung vor Expansion; 

-  Siedlungsentwicklung mindestens im Horizont 2020; 

-  Wohnsiedlungsentwicklung abschnittsweise/modular und organisch; 

-  Wohnsiedlungsentwicklung planerisch/qualitativ hochwertig; 

-  Profilstärkung nach außen und Identifikationsstiftung nach innen; 

-  Umorientierung in Richtung Gewerbe; 

-  Förderung von Strukturveränderungen im Bestand. 

4.  Vorgaben des Gemeinderats für den weiteren Planungsprozess in der Folge der Zukunftswerkstatt 

Gemeinderatssitzung Oktober 2009: 

-  Moderates Bevölkerungs-Wachstum von 4 - 6 % bis 2020; 

-  Wohnstrukturen: altersgerechte und generationenübergreifende Wohnformen, Bauland für 

Einheimische, sozialer und genossenschaftlicher Wohnungsbau; 

-  Gewerbeentwicklung in Vaterstetten und Parsdorf; 

-  Berücksichtigung verkehrlicher Aspekte: Verkehrsführung, ÖPNV 

-  Berücksichtigung ökologischer Aspekte beim Bauen, Energieversorgung. 
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III.  Leitsätze des Gemeindeentwicklungsprogramms (GEP) 

1.  Allgemeine und fachspezifische Ziele und Grundsätze zur Gemeindeentwicklung 

a)  Umgriff 

(a)  Das GEP gilt für das gesamte Gemeindegebiet. 

b)  Stellung der Gemeinde in der Region 

(b1) Die Gemeinde Vaterstetten ist Bestandteil des Großraums München und ist im Landesentwicklungs-
programm Bayern als Siedlungsschwerpunkt festgelegt. Aufgrund der verkehrlichen Anbindungen, der 
Versorgungsstruktur sowie der Beschäftigungsorte der erwerbstätigen Gemeindebürger (außerhalb 
der Gemeinde) steht der größte Teil der Gemeinde in einer engen strukturellen Beziehung zur 
Landeshauptstadt München.  
Der hohe Anteil nicht besiedelter Flächen und die Siedlungsstruktur in den Ortschaften Parsdorf, 
Neufarn, Weißenfeld, Baldham-Dorf, Purfing und Hergolding bilden ein Bindeglied zur weitläufigen 
Struktur der Landschaft und zu den Nachbargemeinden. 
Die Gemeindeentwicklung soll die vorgenannten Strukturmerkmale bewahren und nach Maßgabe der 
folgenden Ziele stärken.  

(b2) Der Gemeindeentwicklungsplan soll bekannte Entwicklungsabsichten der Nachbargemeinden an 
gemeinsamen Schnittstellen (Verkehr, Landschaftsplanung/Flächennutzung) berücksichtigen; wenn 
möglich, sind die Entwicklungen im Rahmen einer interkommunalen Kooperation abzustimmen. 

(b3) Die Gemeinde bekennt sich zur Arbeitsteiligkeit zwischen Siedlungsschwerpunkten hinsichtlich 
zentraler Funktionen ( i. S. d. Landes- und Regionalplanung ). Die Gemeinde ist bereit, unter Beachtung 
der inneren strukturellen Verträglichkeit entsprechend nachfolgend  c) - e) einzelne zentrale Funktionen 
für den Osten des Stadt-Umland-Bereichs zu übernehmen, ohne solche Funktionen aktiv an sich zu 
ziehen, wenn sie im Umfeld bereits ausreichend ausgefüllt werden. 

c)  Ausrichtung der Gemeindeentwicklung allgemein 

(c1) Eine einseitige Profilierung der Gemeinde als suburbaner Wohnbereich unter Delegation anderer 
Funktionsbereiche auf den umgebenden Stadt-Umland-Bereich soll vermieden werden. Es wird eine 
Ausgewogenheit zwischen den Funktionsbereichen Wohnen, Arbeiten und Erholung/Freizeit angestrebt. 

(c2) Der gewerbliche Sektor soll gestärkt werden, soweit eventuell resultierende negative Auswirkungen in 
engen Grenzen gehalten werden können. Hierbei soll durch eine möglichst hohe Diversität von Ge-
werbe- und Dienstleistungsbetrieben die Abhängigkeit der Gemeindeentwicklung von konjunkturellen 
Zyklen minimiert werden. 

(c3) Die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienstleistungen soll innerhalb der Gemeinde 
ermöglicht und gefördert werden, soweit entsprechender Bedarf erkennbar ist und solche Angebote 
konkurrenzfähig gegenüber vergleichbaren Angeboten außerhalb der Gemeinde erscheinen.  

(c4) Die Gemeinde verfolgt nachdrücklich das Ziel einer ausgeglichenen Bevölkerungs- und Altersstruktur 
und bedient sich hierzu aller einer Kommune zur Verfügung stehenden Instrumente (s. u. (f)). 
Insbesondere macht die Gemeinde die Familienfreundlichkeit zu einem zentralen Anliegen und 
unterlegt dies durch die Unterhaltung bzw. Herstellung entsprechender Infrastruktur. 

(c5) Die aus der Heterogenität der örtlichen Bevölkerung gespeiste Vielfalt des sozialen und kulturellen 

Lebens wird als Charakteristikum der Gemeinde anerkannt und unterstützt. Die Gemeinde bemüht 

sich, die entsprechenden öffentlichen Infrastruktureinrichtungen diesem Anspruch gemäß herzustellen 
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und zu unterhalten. Bürgerschaftliche Aktivität auf sozialem und kulturellem Gebiet wird gezielt 

gefördert. 

(c6) Die Gemeinde gilt als bevorzugter Wohnort im Osten München insbesondere aufgrund der Faktoren 

Stadtnähe, gute verkehrliche Anbindung und des Charakters guter Durchgrünung. Allein letzterer ist 

durch die Gemeinde beeinflussbar und soll daher in besonderem Maße vor Erosion geschützt, gepflegt 

und nach Möglichkeit ausgebaut werden. 

d)  Äußere und innere Strukturentwicklung der Ortsteile der Gemeinde 

(d1) In Übereinstimmung mit den raumbezogenen Vorgaben der Regionalplanung soll ein Zusammen-
wachsen von separat bestehenden Ortschaften des Gemeindegebiets vermieden werden.  

(d2) Die Fluren außerhalb der bebauten Gebiete sollen nach dem jeweils gültigen Landschaftsplan 
entwickelt werden. 

(d3) Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung. Dies schließt Siedlungserweiterungen 
(Wohnen, Gewerbe) an den Ortsrändern oder Ausweisungen für gewerbliche Entwicklungen im 
derzeitigen Außenbereich nicht aus, soweit siedlungsstrukturelle oder faktische Gründe dies geboten 
erscheinen lassen. Eine aktive Nachverdichtung (Erhöhung des Baurechts) im Siedlungsbestand wird 
nicht beabsichtigt, jedoch soll in zentralen Bereichen und bei Erweiterung der Ortsränder eine höhere 
Verdichtung möglich sein. 

(d4) Auf die Ortsrandgestaltung als Übergangszonen zwischen Siedlungsgebieten und Landschaftsflächen 
wird in der Bauleitplanung besonderer Wert gelegt. 

(d5) Ein hohes Maß an Begrünung innerhalb bebauter Flächen wird angestrebt. Die Gemeinde schöpft die 
rechtlichen Mittel zum Erhalt bzw. Ersatz von Bewuchs vor Ort aus. 

(d6) Die eigenständige Entwicklung der Ortsteile soll ausgehend von den jeweiligen spezifischen 
Gegebenheiten und Charakteristika gefördert werden. Die möglichst ortsteilnahe Versorgung mit 
öffentlichen Einrichtungen wird angestrebt, soweit nicht deren Platzierung an zentraler Stelle in der 
Gemeinde ( s. (d8) bzw. (d9) ) erforderlich erscheint. Die möglichst ortsteilnahe Versorgung mit 
Verbrauchsgütern wird angestrebt, soweit die allgemeinen ökonomischen Prozesse dies realisierbar 
erscheinen lassen. 

(d7) Gewerbe und neue Wohngebiete dürfen mit ihren Folgewirkungen einzelne Ortsteile nicht einseitig 
belasten; für unvermeidbare Belastungen ist Ausgleich zu schaffen. 

(d8) Das Gemeindezentrum ist im Umfeld des Rathauses in Vaterstetten zu entwickeln.  
Im Gemeindezentrum sollen insbesondere diejenigen öffentlichen Einrichtungen entstehen, welche 
nach Art und Größe für alle Gemeindeteile von vergleichbarer Bedeutung sind. Das Gemeindezentrum 
soll durch gewerbliche Einrichtungen ergänzt werden, um die Funktionsfähigkeit des Zentrums zu 
unterstützen. 

(d9) Öffentliche Einrichtungen mit ortsteilübergreifender Bedeutung können auch an anderer Stelle an 
bestehende Einrichtungen angegliedert werden, soweit hierdurch eine funktionale wechselseitige 
Ergänzung erreicht wird. 

  (d10) Falls im Zuge von Umstrukturierung öffentlicher Infrastruktureinrichtungen gemeindeeigene Flächen 
speziell in zentralen Bereichen frei werden, so sollen diese vorzugsweise für seniorenorientiertes oder 
generationenübergreifendes Wohnen bereitgestellt werden. 
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e)  Bauliche Entwicklung:  Bildungs-, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen; Gewerbe; Wohnen 

(e1) Die Gemeinde Vaterstetten ist schwerpunktmäßig ein Wohnort mit einem attraktiven Bildungs-,  
Kultur-, Sport-und Freizeitangebot für alle Generationen.  
Das Angebot soll in Zukunft verstärkt ausgebaut werden. Die Folgeeinrichtungen sollen primär der 
örtlichen Versorgung dienen. Der Bereich Erziehung und Bildung soll hierbei besondere 
Berücksichtigung finden. 

(e2)  Das Gewerbe in der Gemeinde soll: 

¶ die in der Gemeinde wohnenden und arbeitenden Bürger versorgen; 
¶ die Einnahmen der Gemeinde durch Gewerbesteuer verbessern; 
¶ die Attraktivität der Gemeinde für die Bürger steigern; 
¶ durch Agglomeration bereits vorhandenes Gewerbe stärken und 
¶ wohnortnahe Arbeitsplätze schaffen. 

Die Gemeindeentwicklungsplanung hat der Erfüllung dieser Funktionen Rechnung zu tragen.  

Das Fördern gewerblicher Tätigkeit, einschließlich der möglichen Ausweisung zusätzlicher 
Gewerbeflächen erfolgt unter fachlicher Abwägung der nachstehenden Ziele: 

(1) Möglichst geringe Beeinträchtigung der Wohnfunktion (durch Emissionen und Verkehrsbelastung); 
(2) Effizientes Flächenmanagement; 
(3) Möglichst hoher Steuerertrag im Verhältnis zum Flächenverbrauch und zu den sonstigen 

Belastungen, 
(4) Gute verkehrliche Anbindung durch Straßen und öffentliche Verkehrsmittel; 
(5) Möglichst umweltverträgliche energetische Versorgung; 
(6) Sehr gute informationstechnische Versorgung. 

(e3)  Die Wohngebiete in der Gemeinde sollen allgemein: 

¶ im Übergangsgebiet zwischen der großstädtischer Siedlungsdichte der Metropole München 
und dem ländlichen Raum ruhiges Wohnen in naturnaher Umgebung gewährleisten, 

¶ insbesondere für Familien ausreichend private und öffentliche Freiräume zur Verfügung stellen, 
¶ mit abwechslungsreichen Siedlungs- und Bauformen den aufgrund der Demografieentwicklung 

und der Lebensphasen sich ändernden Wohnanforderungen gerecht werden. 

Hinsichtlich des Wohnungsbaus sollen für die Bauleitplanung sowie die baurechtlichen 
Entscheidungen im Einzelfall folgende Grundsätze untereinander abgewogen gelten: 

¶ Im Falle neuer Siedlungsgebiete deren Ausweisung in modularen und zeitlich gestaffelten 
Einheiten;  

¶ Möglichst geringer Flächenverbrauch durch verdichtete Bauformen in zentralen Bereichen;  

¶ Im Rahmen des allgemeinen Baurechts Erhalt charakteristischer Wohnsiedlungsareale im 
Bestand (Reste von Gartenstadtstruktur in ehemaligen Waldgebieten);  

¶ Hohe Diversität der Art und Größe der Wohneinheiten als bauliche Voraussetzung für eine 
ausgeglichene Bevölkerungsstruktur;  

¶ Bevorzugung integrierter Siedlungs- und Gebäudeformen im Sinne generationenübergreifenden 
Wohnens;  

¶ Schaffung von Rahmenbedingungen für qualitätsvolle und abwechslungsreiche 
architektonische Lösungen; 

¶ Förderung von Bauland für Einheimische, von sozialem und genossenschaftlichem Wohnungsbau;  

¶ Unterstützung altersgerechter Wohnformen und von Wohnmöglichkeiten für Menschen mit 
erschwerten Lebensumständen (behindertengerechtes Wohnen und Wohnumfeld); 

¶ Gute, möglichst flächensparende verkehrliche Erschließung und Anbindung an öffentliche 
Verkehrsmittel; 

¶ Einbeziehung der verkehrlichen Konsequenzen der Wohnbauentwicklung in die Planungen; 
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¶ Heranziehen energierelevanter Kriterien für Bauvorgaben; 

¶ Möglichst umweltverträgliche energetische Versorgung; 

¶  Beachtung und wenn möglich Reduktion von Faktoren, welche die Wohnqualität mindern 
(Emissionen); 

¶ Gut erreichbare Versorgungsmöglichkeit mit Gütern des täglichen Bedarfs. 

f)  Demografische Entwicklung und Bevölkerungsstruktur 

(f1) Das Handeln der Gemeinde ist in Anbetracht der gesamtstaatlichen demografischen Prozesse auf eine 
Verstetigung und Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung im Gemeindegebiet ausgerichtet. 
Gegenüber den Einwohner-Wachstumsschüben früherer Jahrzehnte soll langfristig ein Übergang zu 
einem kontinuierlichen Prozess mit möglichst geringer Schwankungsbreite der Einwohnerzahl erreicht 
werden. Hierdurch soll insbesondere auch eine möglichst gleichmäßige Auslastung der sozialen und 
kulturellen Infrastruktur gewährleistet werden. 

(f2) Für die Bevölkerungsentwicklung wird im Rahmen der Möglichkeiten der Bauleitplanung bis 2025 ein 
Zuwachs von ca. 4 - 6 % auf der Basis der Bevölkerungszahl von Anfang 2010 (22.450) angestrebt. 

(f3) Die Nutzungsintensität neuer Flächen für Wohnungsbau wird im Rahmen der Bauleitplanung durch die 
Geschoßfläche oder die Geschoßflächenzahl gesteuert. Die flächenbezogenen Rahmenbedingungen 
für das mögliche Wachstum, d. h. für die Verteilung des induzierten zusätzlichen Wohnungsbaus, 
bemessen sich nach (d1), (d3) und (d7), die baubezogenen Rahmenbedingungen nach (e3).  

(f4) Um den ausgeprägten Fluktuationsprozessen entgegen zu wirken, versucht die Gemeinde, durch feste 
Einrichtungen und unterstützende organisatorische Maßnahmen (z.B. Einheimischenbaumodelle) die 
Bindung der Bürger an den Ort zu stärken und die soziale Integration zu befördern.   

(f5) Genossenschaftlicher Wohnungsbau wird von der Gemeinde im Rahmen ihrer Möglichkeiten beson-
ders gefördert, da er die Bindung an die Gemeinde gerade bei Änderungen in den individuellen 
Lebensumständen fördert. 

g)  Mobilitätsformen und Verkehrsführung 

(g1) Die zentralen Wohngebiete (Vaterstetten und Baldham) sind vor allem in den Sammel- und westöst-
lichen Verbindungsstraßen durch selbst erzeugten Quell- und Zielverkehr belastet. Um diesen Verkehr 
erträglich abzuwickeln, soll durch bauliche sowie ordnungspolitische Maßnahmen ein entschleunigter, 
jedoch nicht unnötig behinderter Verkehrsfluss erreicht werden. 

(g2) Die Ortschaften (Parsdorf, Weißenfeld, Neufarn, Baldham-Dorf, Purfing und Hergolding) sind in erster 
Linie mit Durchgangsverkehr belastet. Zur Verbesserung der Situation sollen die Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden, die Ortsdurchfahrten für den Durchgangsverkehr unattraktiver zu machen, 
insbesondere soll auch hier durch bauliche und Verkehrsordnungs-Maßnahmen auf einen 
Verkehrsfluss auf einem reduzierten Geschwindigkeitsniveau hingewirkt werden. Ortsumfahrungen 
kommen dann in Betracht, wenn durch andere Maßnahmen eine deutliche Reduzierung des 
Durchgangsverkehrs nicht erreicht werden kann.  

(g3) Mit dem  Entwicklungsprinzip ăInnenentwicklung vor AuÇenentwicklungò im Siedlungsbereich kºnnen 
folgende Vorteile realisiert werden: 
¶ Aufgrund kürzerer Wege zu Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen sowie zu Verkehrs-

knotenpunkten (z. B.: S-Bahnhöfe) reduzieren sich relativ betrachtet die Verkehrsbewegungen 
und die damit einhergehenden Belastungen; kurze Wege können leichter fußläufig oder mit dem 
Fahrrad bewältigt werden. 

¶ Durch kürzere Wegstrecken werden ÖPNV-Systeme (Buslinien) bei gleicher oder eventuell 
höherer Auslastung kostengünstiger. 

¶ Der Flächenverbrauch für Erschließungswege lässt sich reduzieren. 
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(g4)  Für geeignete Verkehrsbereiche innerhalb der Siedlungen sollen Varianten des Konzepts des 
Gemeinsamen Verkehrsraums geprüft und nach Möglichkeit umgesetzt werden, um eine Gleich-
berechtigung zwischen den Verkehrsteilnehmern (KFZ-, Rad-, Fußgänger-Verkehr) herzustellen und 
gegenseitige Rücksichtnahme zu fördern. Den besonderen Bedürfnissen von Kindern und Menschen 
mit Behinderungen  ist dabei Rechnung zu tragen.  
Für Neubaugebiete wird die Idee autofreier Siedlungen in Betracht gezogen. 

(g5) Die vorhandenen Fuß- und Radwege sollen langfristig zu einem gemeindeweiten Netz ausgebaut 
werden, das die Siedlungsbereiche durchzieht und die Ortsteile miteinander verbindet und an die Fuß- 
und Radwege der Nachbargemeinden angebunden ist. Die Nutzung von Feld- und Waldwegen abseits 
der Straßen wird in die Überlegungen mit einbezogen. 

h)  Energie und Versorgungswirtschaft 

(h1) Die Gemeinde Vaterstetten entwickelt ein Energiekonzept, in dem beschrieben ist, wie und in welchen 
Schritten die eingegangenen Zielvereinbarungen (Landkreisziel: Unabhängigkeit von fossilen und 
endlichen Ressourcen bis 2030; EU-Klimakonvent: CO2-Reduzierung um 20% bis 2020) erreicht 
werden können. 

(h2) Im Falle der Erschließung neuer Gewerbe- oder Wohngebiete ist die Realisierung einer zentralen 
Wärmeversorgung und bedarfsfalls Kälteversorgung möglichst unter Einsetz regenerativer Energien 
verpflichtend vorzuschreiben. 

(h3) Die Tiefengeothermie kann einen wesentlichen Beitrag zur umweltfreundlichen Energiegewinnung und 
energetischen Unabhängigkeit der Gemeinde leisten und soll deshalb als Projekt zügig geprüft und 
nach Möglichkeit umgesetzt werden. 

(h4) Energieeinsparung ist ein allgemeines Gebot und eine notwendige Komponente zur Erreichung der in 
(h1) genannten Ziele. Deshalb soll als Bestandteil des Energiekonzepts ein kommunales Energiespar-
programm auf den Weg gebracht werden, dessen Ziele quantifiziert sind und dessen Fortschritt 
überprüft werden kann. 

(h5) Privatinitiative war und ist eine entscheidende Triebfeder bei der Umstellung auf erneuerbare Energien. 
Dazu sollen  
¶ Startimpulse für Bürgerprojekte gegeben, 
¶ die Planung und Genehmigung von Bürgerprojekten erleichtert und, 
¶ die Bürgerbeteiligung an kommunalen Energievorhaben ermöglicht werden. 

(h6) Um die Abhängigkeit der Gemeinde Vaterstetten und ihrer Bürger von großen Energieversorgungs-
unternehmen ð insbesondere auch im Hinblick auf die Kosten-/Gebührengestaltung  - zu reduzieren, 
sollen die Möglichkeiten der Übernahme von Versorgungsnetzen (Strom, Gas, Wärmeversorgung) und 
die Möglichkeit der Gründung von Gemeinde- oder Regionalwerken, evtl. zusammen mit anderen 
Kommunen, geprüft werden. 

(h7) Die Wasserver- und ðentsorgung soll, wie bisher, regional betrieben werden und in kommunaler Hand 
bleiben bzw. auf öffentlich-rechtlicher Basis organisiert sein. Eine Privatisierung wird abgelehnt. Sollte 
sich für die Gemeinde die Möglichkeit eröffnen, eine eigene Wasserversorgung zu erlangen, wird sie 
sich einer solchen Option nicht verschließen. 
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2.  Themenübergreifende Leitlinien und Grundlagen für Planungsprozesse 

a)  Überprüfung der demografischen Auswirkung der Siedlungspolitik 

Die übergeordneten Ziele zur Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung des derzeit gültigen Flächennutzungs-

plans ( s. II.2 ) werden unverändert übernommen. Das im Sinne von (f2) anvisierte Bevölkerungswachstum 

soll auch der Herstellung bzw. Erhaltung einer möglichst ausgewogenen Sozial- und Altersstruktur der 

gemeindlichen Bevölkerung dienen. Wegen der unvermeidbaren Unsicherheit hinsichtlich demografischer 

Prognosen, der Auswirkungen der bauleitplanerischen und sozialpolitischen Maßnahmen der Gemeinde sowie 

der unkalkulierbaren Einflüsse von außerhalb (allgemeine Wirtschaftsentwicklung, auf Gemeindeebene 

wirksame staatliche Vorgaben) will die Gemeinde in Zeitintervallen von maximal 10 Jahren die tatsächliche 

demografische Entwicklung der Gemeindebevölkerung untersuchen, um die Erreichbarkeit der in (f1) und (f2) 

genannten Ziele abschätzen und die eigenen Maßnahmen in geeigneter Weise daraufhin anpassen zu 

können. 

b)  Abschätzung der Konsequenzen der Siedlungspolitik hinsichtlich Infrastruktur 

Im Falle der Planung neuer Wohnbausiedlung von nicht unerheblichem Ausmaß ( ab ca. 100 WE ) versucht 

die Gemeinde, die mit der Planung verbundenen Folgen für die soziale Infrastruktur ( Kinderbetreuung, 

Schulen, soziale Betreuung usw. ) abzuschätzen, und sie berücksichtigt diese bei der Planung. 

c)  Grundannahme zur demografischen Entwicklung 

Für die gemäß  Abschnitt  IV GEP beabsichtigten Planungen wird die demografische Entwicklungsannahme  

ăBiometrie-Änderungò (s. Anhang 2) zugrunde gelegt. Diese Hypothese beinhaltet, dass sich die Einwohner-

zahl der Gemeinde ð ohne Neuausweisung von Wohnbaugebieten im Rahmen des GEP ð bis 2025 etwa auf 

das Niveau von 2010 einpendeln würde. Zum Erreichen des durch (f2) vorgegebenen Bevölkerungs-

wachstums-Zielkorridors müsste die Einwohnerzahl demgemäß um ca. 900 bis 1350 Bürger ansteigen. 

d)  Maße der Wohnbau-Flächennutzung 

Der durch (f2) induzierte Bedarf an neuen Wohnbauflächen hängt auch von der Nutzungsintensität 

(Bebauungsdichte) dieser Flächen ab ( s. (f3) ). Die Maße hierfür sollen sich flexibel an den jeweiligen 

baulichen Umgebungsbedingungen orientieren; gegebenenfalls können sie im Einzelfall von speziellen 

Siedlungs- bzw. Baukonzepten bestimmt sein, sofern die Umgebungsverträglichkeit gewahrt bleibt. 

e)  Bewahrung des Gleichgewichts siedlungspolitischer und bevölkerungspolitischer Zielsetzungen  

Bei den im Abschnitt IV GEP niedergelegten Planungsabsichten finden einerseits die siedlungsstrukturellen 

Zielvorgaben von (d1), (d3)-(d8) in Verbindung mit (e3), andererseits die bevölkerungsstrukturellen Ziele von 

(f1)-(f4) gleichgewichtig Berücksichtigung. Dieses Gleichgewicht soll bei den darauf aufbauenden 

Konkretisierungen und Planungsrealisierungen gewahrt bleiben. 
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IV.  Entwicklungsplanung 

2. Festlegung der Entwicklungsflächen nach örtlicher Verteilung, Flächenmaßen und Art  

auf der Grundlage von Abschnitt III 

a)  Zentrales Entwicklungsgebiet 

Die Freifläche in der Mitte des Siedlungsgebiets Vaterstetten zwischen Möschenfelder Straße und 

Friedenstraße ist in Übereinstimmung mit dem Prinzip des Vorrangs der Innenentwicklung vor der 

Außenentwicklung (s. GEP III.1 (d3) ) für eine Entwicklung an erster Stelle geeignet. Es wird jedoch 

anerkannt, dass die Fläche ð wegen ihrer Sonderstellung farblich orangebraun gekennzeichnet ð aufgrund 

der bestehenden Eigentumsverhältnisse für eine Überplanung nicht zur Verfügung steht. Von dieser 

Einschränkung ausgenommen ist ein kleinerer Teilbereich der Fläche unmittelbar östlich des Rathauses, 

der dem Entwicklungsgebiet Vaterstetten-Zentrum (s. u. ) zugeschlagen werden soll. 

Potentialfläche Vaterstetten-Ortsmitte (VAT-Mitte) 
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b)  Entwicklungsgebiete erster Priorität 

Diese Entwicklungsgebiete sollen kurz- bis mittelfristig, mindestens innerhalb des Zeithorizonts 2025 

umgesetzt werden. Sie werden nachfolgend ð mit der jeweiligen Farbe der Nutzungskategorie (Wohnen, 

Gewerbe, Gemeinbedarf) dunkel ð in Planausschnitten schematisch dargestellt und in IV.2.b) erläutert. 

Entwicklungsgebiet Vaterstetten-Zentrum (VAT-Zentrum) 
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Wohn-Entwicklungsgebiet Vaterstetten-West (VAT-W) 

Gemeinbedarf-Entwicklungsgebiet Vaterstetten-West1 (VAT-W1) 

Wohn-Entwicklungsgebiet Vaterstetten-Nordwest1 (VAT-NW1) 

Gewerbe-Entwicklungsgebiet Vaterstetten-Nordwest2 (VAT-NW2) 

Gewerbe-Entwicklungsgebiet Vaterstetten-Nord (VAT-N) 
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